
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 4 AS 159/13 B 
 
L 19 AS 697/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 21 (23) AS 219/07 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Rhein-Kreis Neuss, 
Lindenstraße 10, 41515 Grevenbroich, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. August 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie die Richterinnen   S.  K n i c k r e h m  

und   B e h r e n d   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. März 2013 - L 19 AS 697/11 - wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem vorbezeichneten Urteil des LSG Nordrhein-

Westfalen hat die Klägerin durch ihre früheren Prozessbevollmächtigten zwar form- und fristge-

recht Beschwerde eingelegt, das Rechtsmittel aber nicht begründet; die Prozessbevollmächtig-

ten haben vielmehr mit Schreiben vom 30.7.2013 mitgeteilt, dass sie die Vertretung 

niedergelegt haben. 

 

Das Rechtsmittel ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

Nach § 160a Abs 2 S 1 und 2 SGG hätte die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision innerhalb der bis zum 5.8.2013 verlängerten Frist durch einen beim BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten begründet werden müssen. Dies ist nicht geschehen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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